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FÜR MEHR DEUTSCHES ENGAGEMENT IN DER WELT

Aufgrund der engen wirtschaftlichen 
Beziehungen zwischen Deutschland und 
China halten es sowohl die deutsche In-
dustrie als auch die Bundesregierung für 
nahezu unmöglich, sich Chinas Auftre-
ten offen zu widersetzen, – obwohl dies 
Deutschlands langfristigen Wohlstand 
und letzten Endes die Sicherheit der De-
mokratie bedroht. Sich von China ab-
zuwenden und umfangreiche politische 
Abwägungen und Sicherheitsaspekte 
einzubeziehen, wird nicht einfach sein, 
ist jedoch notwendig und überfällig.

Der Aufstieg Chinas seit 1978 zur welt-
weit zweitgrößten Wirtschaft geschah 
mit der breiten politischen, technolo-
gischen und gesellschaftlichen Unter-
stützung Deutschlands und anderer 
Industrienationen. Jahrzehntelang war 
die deutsche Wirtschafts- und Außen-
politik gegenüber China geprägt vom 
normativen Prinzip „Wandel durch Han-
del“ („Change through Trade“). Hochran-
gige deutsche Unternehmen, vor allem 
der Auto-, Chemie- und Maschinen-

bauindustrie, sowie Unternehmen des 
Mittelstands investierten mit Begeis-
terung in die Volksrepublik (VR China). 
2017 wurde sie Deutschlands größter 
einzelner Handelspartner, die EU nicht 
mitgezählt. 2020 betrug das bilaterale 
Handelsvolumen von Deutschland und 
China 212 Milliarden Euro.

R A HM ENBEDINGUNGEN

Abhängigkeiten beenden, 
neue Allianzen schaffen

Trotz der offensichtlichen wirtschaft-
lichen Vorteile sind die Risiken einer 
Abhängigkeit von einem nicht-demo-
kratischen, nicht-rechtlichen Staat re-
al und langfristig. China setzt ganz 
offen den Handel zum politischen 
Nutzen ein. So wendet die VR Chi-
na aktuell Handelsverbote für Litauen 
an, da das baltische Land seine Bezie-
hungen zu Taiwan verbessert hat. Zu-
dem hat Peking als Reaktion seinen 
Botschafter abgezogen – und da-
mit zum ersten Mal in Europa so de-

monstrativ gehandelt. Darüber hinaus 
droht China, in Taiwan einzumar
schieren und ging mit rund 15 offiziel-
len und inoffiziellen Handelsverboten 
sowie massiven Cyberangriffen gegen 
Australien vor, nachdem dieses sich 
politischer Einmischung aus Peking 
entgegenstellte und eine unabhängige 
Untersuchung zum Ursprung des Co-
vid-19-Virus gefordert hatte. Dennoch 
hat es Australien geschafft, 80 Prozent 
des ausländischen Handelsvolumens, 
das es durch die Handelsverbote ver-
loren hat, wieder hereinzuholen. Ein 
weiteres Zeichen dafür, dass Australi-
en an der Spitze der politischen Span-
nungen sowie Handelsspannungen mit 
China steht, ist die kürzliche Schaffung 
der sogenannten „Aukus“-Allianz, ei-
nem trilateralen Sicherheitsbündnis 
zwischen Australien, Großbritannien 
und den USA. Dies verdeutlicht einmal 
mehr, wie ein Scheitern Deutschlands, 
die Richtung zu ändern, es zunehmend 
ins Abseits gegenüber den weltweiten 
Demokratien drängen könnte.

Deutschland hat seine Beziehungen zu China in den letzten Dekaden energisch vorangetrieben. Allerdings hat die 
EU 2019 die Volksrepublik (VR) China als „systemischen Rivalen“ identifiziert. Hintergrund sind die Machtambitionen 
der aufstrebenden Diktatur, den Handel zu ihrem politischen Nutzen einzusetzen, ihre aggressive Cyperspionage, die 
Übernahme und der Diebstahl von Technologien sowie massive Verstöße gegen die universellen Menschenrechte und 
das Bestreben, die internationale Ordnung zu verändern. Deutschland muss dringend seine Wirtschaft diversifizieren 
und seine Technologie schützen. 

China mutiger  
ins Auge Sehen
Deutschland sollte seine Wirtschaft diversifizieren 
und seine Technologien schützen 
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Unter der Führung der Kommunis-
tischen Partei Chinas (KPCh) ist das 
Land kein freier Handelspartner und 
wird es so bald auch nicht werden, 
denn dies würde für die Partei mit 
Kontrollverlust im eigenen Land ein-
hergehen. Chinas Herrschaftsstrate-
gien in verschiedenen internationalen 
Bereichen wachsen. Im Oktober 2020 
sagte Staatspräsident Xi Jinping, dass 
sein Land beabsichtige, die Abhängig-
keit der Welt von seinen industriellen 
Lieferketten zu verstärken. Im März 
2021 betonte Premierminister Li Keqi-
ang das Bestreben, China in ein „star-
kes Gravitationsfeld“ zu verwandeln, 
dem man nicht widerstehen könne. Es 
wäre in diesem Kontext unangebracht, 
von einer „Abkopplung“ zu sprechen, 
die von den demokratischen Ländern 
gesteuert wird. Denn in Wirklichkeit 
hat sich China niemals „gekoppelt“ 
und so die Welt vor eine Reihe politi-
scher und wirtschaftlicher Herausfor-
derungen gestellt. Nun wendet es sich 
wieder stark nach innen. Hinter ver-
schlossenen Türen fragen sich bereits 
so manche Geschäftsleute hierzulande, 
ob Deutschland von Chinas Märkten de 
facto als Geisel genommen wurde.

Deutschland hat erkannt, dass es diver-
sifizieren muss. Die Bundesregierung 
hat 2020 ihre politischen Leitlinien 
für den indopazifischen Raum veröf-
fentlicht, um das Land weg vom jahr-
zehntealten Fokus auf China hin zu 
anderen Beziehungen und wirtschaftli-
chen Verbindungen im westpazifischen 
und indopazifischen Raum auszurich-

ten. Neben Australien haben auch Ja-
pan und sogar Südkorea angefangen, 
sich in andere Richtungen zu orientie-
ren. Solch eine Neuausrichtung würde 
im Fall Deutschlands das transatlanti-
sche Bündnis automatisch stärken und 
im weiteren Sinne auch die NATO. Der 
Zeitpunkt ist günstig, denn manche Be-
obachter gehen davon aus, dass Xi sein 
Land auf einen Krieg mit Taiwan vor-
bereitet. In der Tat steigen die durch 
China getriebenen politischen, wirt-
schaftlichen und militärischen Risiken 
in Asien und im indopazifischen Raum.

Deutsche Wirtschaft und 
chinesische Politik

Einer Studie zufolge hat Deutschland 
seit 1978 in circa 100 Kategorien eine 
Warenabhängigkeit von China entwi-
ckelt. Da die VR beginnt, Deutschland 
bei der Herstellung von Exportpro-
dukten zu überholen, liegt es in deut-
schem Interesse, zu diversifizieren 
und neue Märkte und Produktionsstät-
ten zu erschließen, um zu verhindern, 
dass sich die Abhängigkeiten vertiefen. 
Eine genauere Prüfung und ein besse-
res Risikomanagement sind nötig so-
wie gezielte Technologiekontrollen, da 
Deutschland es lange versäumt hat, sei-
ne Technologien und sein Wissen vor 
einem Abfluss nach China zu schützen.

2015 hat Peking seinen „Made in China 
2025“-Plan veröffentlicht, der darauf 
abzielt, erster Hersteller von Qualitäts-
waren zu werden, und damit Deutsch-
land abzulösen. Der Plan beschreibt das 

Ziel, dass China in zehn Schlüsselindus-
trien dominiert, darunter E-Autos, IT, 
Luft- und Raumfahrt, verschiedene Ar-
ten von Maschinenbau und Medizin-
technologie. Die VR China hat ebenso 
einen staatlich gelenkten Plan für in-
dustrietaugliche künstliche Intelligenz, 
das „China Brain Project 2030.“ Zusätz-
lich arbeitet sie an den „China Stan-
dards 2035“, die eine Alternative zu 
Deutschlands weltweiten Industrie-
standards bieten sollen. Dies geschieht 
allerdings mit deutscher Unterstützung.

Die Diversifizierung Deutschlands weg 
von seiner wachsenden Abhängigkeit 
von China muss und kann nicht sofort 
vonstattengehen, aber sie muss den-
noch jetzt beginnen. Sie bedarf mutiger 
und intelligenter politischer Führung 
und sollte sich auf Verbündete konzen-
trieren. Es darf nicht vergessen wer-
den: Nur acht Prozent der deutschen 
Exporte gehen nach China, während 
67 Prozent nach Europa gehen. Volks-
wagen verkauft 40 Prozent seiner Au-
tos in China, aber erzielt – soweit wir 
wissen – dort nur 20 Prozent seines 
Umsatzes. Auch wenn dies nicht un-
bedeutend ist, muss Deutschland mehr 
auf langfristigen Wohlstand schauen, 
vor allem angesichts der neuen chine-
sischen Wirtschaftsstrategie der „zwei 
Kreisläufe“, einer Form der Importsubs-
titution und der weiteren Entkopplung, 
die den Druck auf deutsche Unterneh-
men erhöht, sich örtlich auf China fest-
zulegen, mehr intellektuelles Eigentum 
zu übergeben und Forschung und Ent-
wicklung zu übertragen. Unter dem 
chinesischen System der „militärisch-
zivilen Verschmelzung“ ist es leider 
nicht möglich, eine Firewall zu errich-
ten, um die Zusammenarbeit in Wis-
senschaft und Technologie von einer 
militärischen Nutzung zu trennen.

Der Schutz von Menschenrechten sollte 
die Diversifizierung ebenfalls vorantrei-
ben. Aktuell betreiben deutsche Schlüs-
selunternehmen, darunter BASF und 
Volkswagen, Fabriken in der chinesi-
schen Region der Uiguren. Das ist der 
Preis, den Peking dafür verlangt, auch 

China hat Deutschland bei den Exportanteilen weltweit überholt

Exportanteil an Gütern und Dienstleistungen weltweit in Prozent

2000 2019

China 3,2 % 10,8 %

USA 14,1 % 10,2 %

Deutschland 7,7 % 7,4 %

Frankreich 5,0 % 3,5 %

Quelle: OECD 2019, Institut der deutschen Wirtschaft
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in anderen Regionen in China Fabriken 
zu errichten, und ein weiteres Beispiel 
dafür, wie die KPCh wirtschaftliche 
Beziehungen politisch vereinnahmt. 
Chinesische Offizielle haben geäußert, 
dass die VR China darauf abzielt, den 
uigurischen Bewohnern „die Wurzeln 
zu brechen“. Die Uiguren sind systema-
tischen Menschenrechtsverletzungen 
einschließlich Zwangsarbeit ausge-
setzt. Die Aktivitäten deutscher Unter-
nehmen in China werden seit Kurzem 
in Europa von Akteuren der Zivilgesell-
schaft rechtlich angefochten und die 
Unternehmen werden sich aufgrund 
des deutschen Lieferkettengesetzes 
mit weiteren Herausforderungen kon-
frontiert sehen. Das Lieferkettengesetz 
sieht Strafen für deutsche Unterneh-
men vor, die an Sklavenarbeit beteiligt 
sind. Deutsche Unternehmen in China 
sollten eine größere Übereinstimmung 
zwischen ihren finanziellen Interessen 
im Ausland und ihren ethischen und 
politischen Werten zu Hause schaffen. 
Der Bundestag kann eine Schlüsselrolle 
spielen, wenn es darum geht, demokra-
tischen Druck auf die eigene Regierung 
und Industrie zu erzeugen, damit die-
se Menschenrechtsstandards in China 
so ernst nehmen wie zu Hause. Die Ge-
werkschaften könnten sich auch zum 
Thema Zwangsarbeit und Arbeiter
versammlungsrecht engagieren.

HERAUSFORDERUNGEN

Mit China politisch und 
wirtschaftlich umgehen

Deutschland muss sich eingestehen, 
dass es sich – zusammen mit dem Rest 
der Welt – was China betrifft, in unbe-
kannten Gewässern befindet. Sobald 
die neue deutsche Regierung gebildet 
ist, sollte sie umgehend handeln und 
eine nationale Sicherheitsüberprüfung 
durchführen, um Chinas Ambitionen 
und die daraus resultierenden poli-
tischen und wirtschaftlichen Konse-
quenzen für Deutschland zu verstehen.

Der neue Bundestag kann daran ar-
beiten, sicherere Investitionsziele zu 
unterstützen und auf ein bilatera-
les Investitionsabkommen mit asiati-
schen Ländern inklusive Taiwan und 
Australien drängen. Entscheidend ist, 
dass Richtlinien festgelegt werden, die 
es vielversprechenden deutschen Un-
ternehmen vor allem aus den Berei-
chen Hightech und Spezialwirtschaft 
ermöglichen, mehr in die Zukunft 
Deutschlands und seiner Nachbarn 
zu investieren. Der Bundestag sollte 
ebenso dem Beispiel des Europäischen 
Parlaments folgen und sich dafür ein-
setzen, die Beziehungen zu Taiwan zu 
verbessern, um für Peking die Hürden 
einer Invasion zu erhöhen.

Die wichtigste Aufgabe wäre nun wo-
möglich, dass Deutschland den nahezu 
ungehinderten Abfluss von Technolo-
gien nach China stoppt. Denn dieser 
ist nicht nur schädlich für die deut-
sche Wettbewerbsfähigkeit, sondern 
auch für die Investition Deutschlands 
und der Europäischen Union in die Bil-
dung von Menschen. Über Jahrzehnte 
hat China die Abgabe von Technolo-
gien – bekannt als erzwungener Tech-
nologietransfer – zur Bedingung für 
deutsche Unternehmen gemacht. Ob-
wohl diese Praxis sowohl als China vor 
20 Jahren der WTO beitrat als auch im 
Dezember 2020 geschlossenen Umfas-
senden Investitionsabkommen (Com-
prehensive Agreement on Investment, 
CAI) zwischen der EU und China verbo-
ten wurde, wird die Umsetzung weiter-
hin scheitern. China baut seine eigenen 
Fähigkeiten aus, ist jedoch noch zu ab-
hängig von ausländischen Technologien 
für sein Wirtschaftswachstum, zu eifrig, 
das zu beschaffen, was es braucht, und 
zu entschlossen, um diese Praxis auf-
zugeben. Der Technologietransfer „auf 
vielen Wegen und mit vielen Mitteln“, 
wie chinesische Ministerien es offiziell 
beschreiben, erfolgt nahezu kostenlos, 
denn die Quellen dieser Technologien, 
wie zum Beispiel Deutschland, wehren 
sich kaum und erheben keine Kosten. 
Folglich muss Deutschland dringend 
Schritte einleiten, um sich den insge-
samt 32 Methoden, die der chinesische 
Parteienstaat nutzt, um Technologien 
zu sammeln und nach China zu trans-
ferieren, entgegenzustellen. Die Been-
digung des Verlusts von Technologien 
und bestimmten Arten von Hightech- 
oder Fachkräften von Forschungsinsti-
tuten, Universitäten und Unternehmen 
würde Deutschlands eigene Demokra-
tie und Wirtschaft erhalten. Das wä-
re ein systemischer Vorteil. Die nächste 
Bundesregierung und die Legislati-
ve sollten die wichtige Arbeit leisten, 
sehr viel genauer auf legale, illegale 
und Grauzonen-Technologietransfers 
zu blicken und die bestehenden Rege-
lungen verstärken, um diese zu kon-
trollieren, gegebenenfalls auch durch 
Strafverfolgungsbehörden.

Quelle: Staatratsdokument Nummer 28 „Made in China 25“, veröffentlicht 19. Mai 2015

Die „Made in China 2025“-Politik zielt darauf ab,  
in 10 Schlüsselsektoren zu dominieren
 
China würde Deutschland als ersten Hersteller von  Qualitätswaren ablösen

Neue Informationstechnologien 
inklusive KI + Datenanalyse

Neue  
Energien

Digitalsteuerung und Robotik 
inkl. hochentwickelter Produktion

Elektronik  
inklusive Halbleiter

Technologien in der  
LandwirtschaftLuft- und Raumfahrt

Neue physikalische  
MaterialienMeerestechnik

Biotechnologie und  
medizinische AusrüstungSchienenverkehr
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In dieser Memo-Reihe bietet die DGAP 
fundierte Analysen zu Bereichen der 
deutschen Außen- und Sicherheitspolitik, 
die die nächste Legislaturperiode prägen 
werden. Jedes Memo gibt Einblicke darin, 
wie Bundesregierung und Parlament 
in einer komplexer werdenden Welt 
künftig Chancen und Herausforderungen 
begegnen können. Die Themen reichen 
von Technologie und Klima über Mig-
ration und internationale Ordnung bis 
hin zu Sicherheit und Geoökonomie. Die 
Beiträge verstehen sich als Einladung, 
mit uns über die deutsche Außenpolitik 
ins Gespräch zu kommen.  
 
Mehr Informationen finden Sie unter 
www.dgap.org/dossier/btw2021

Rauchstraße 17/18 
10787 Berlin
info@dgap.org ∙ www.dgap.org 

 @dgapev
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EMPFEHLUNGEN

Ein mehrstufiger Ansatz

Die neue Bundesregierung und der 
neue Bundestag müssen folgende Auf-
gaben angehen: 

Diversifizierung weg von China, in-
dem Deutschlands Außenhandels- und 
Steuerrichtlinien überprüft und so 
bessere Bedingungen für Investitionen 
außerhalb Chinas geschaffen werden. 
Da Taiwan eine Quelle wichtiger Her-
stellungskomponenten ist, zum Beispiel 
von Halbleitern, liegt es in Deutsch-
lands Interesse, seine Beziehungen zu 
Taiwan zu stärken und die Bemühun-
gen des Europäischen Parlaments, die-
se zu verbessern, zu unterstützen.

B e t o n u n g  d e r  Ke r n f r a ge n  d e r 
Menschenrechte und verstärkte 
Beobachtung von Einschüchterungs-
taktiken wie der Überwachung und 
Bedrohung chinesischer und nicht-
chinesischer Bürgerinnen und Bür-
ger in Deutschland. Auf diese Weise 
sind die Rechte chinesischer Bürge-
rinnen und Bürger, einschließlich der 
Uiguren und Hongkonger, global bes-
ser geschützt. Eine Konzentration auf 
grundlegende Werte wird unweiger-
lich zu einer engeren Annäherung an 
Verbündete führen. Die neue deutsche 
Regierung sollte außerdem zeitnah 
offensichtlichen Bemühungen Chi-
nas, Mitglieder des Bundestags zu be-
stechen oder sich auf andere Art und 
Weise in innerdeutsche Angelegenhei-
ten einzumischen, entgegenwirken.

Direktinvestitionen aus China soll-
ten sorgfältiger geprüft und hinter-
fragt werden, indem Expertinnen und 
Experten sowie Forschungsinstitute 
bei der Prüfung beratend hinzugezo-
gen werden. Deutschland sollte schnell 
handeln, um den Prüfmechanismus für 
Investitionen aus dem Ausland zu ver-
bessern. Dieser berücksichtigt derzeit 
die nationale Sicherheit nicht ausrei-
chend. Zwei Entwicklungen der jüngs-
ten Zeit zeigen, warum: erstens eine 
Investition von China Logistics, einem 

chinesischen Staatsunternehmen in 
den Jade-Weser-Port, der sich na-
he Deutschlands großem Marinehafen 
und logistischem Drehkreuz befindet. 
Zweitens eine Investition des chinesi-
schen Staatsunternehmens, der Ree-
derei COSCO, im Hamburger Hafen. 
Für solche Investitionen zeigt China 
sich im Gegenzug nicht erkenntlich. Es 
ist an der Zeit, diese in Deutschland zu 
beenden. Reziprozität ist ein Zeichen 
des Respekts. China betont oft das 
Konzept von „gegenseitigem Respekt“ 
– das sollte für beide Seiten gelten. 

Stärkere Investitionen in sich selbst, 
in Nachbarn und in Verbündete. 
Deutschland muss die Kommerziali-
sierung seiner Technologien verbes-
sern, anstatt zu erlauben, dass diese 
woandershin transferiert werden 
und dadurch ein Verlust an Techno-
logien und Marktanteilen entsteht. Es 
ist nicht hinnehmbar, dass talentier-
te deutsche Start-ups sich an China 
wenden müssen, um Risikokapital zu 
erhalten, da ihnen in Deutschland 
notwendige Unterstützung verwehrt 
bleibt.

Genauere Überprüfung von Studie-
renden aus der VR China und ihrer 
wissenschaftlichen Aktivitäten. 
Deutschland sollte chinesische Studie-
rende sowie Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler aus den Geistes- und 
Sozialwissenschaften inklusive So-
ziologie, Recht, Politik, Literatur und 
Kunst weiterhin willkommen heißen. 
Die neue Regierung sollte jedoch in Er-
wägung ziehen, chinesische Studieren-
de von sensiblen Forschungsbereichen 
auszuschließen. Dazu zählen Robo-
tik, Kybernetik, Luft-, Raumfahrt und 
Meeresforschung. Diese haben alle ei-
ne große Bedeutung für Chinas System 
der militärisch-zivilen Verschmelzung 
und folglich fördert der Wissenstrans-
fer in diesen Bereichen nur die zuneh-
mende Instabilität in der Region.

http://www.dgap.org/dossier/btw2021

